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Vorschlag eines Beschlusses des Rates betreffend die Einleitung von Verhandlungen 
mit Marokko und Tunesien im Hinblick auf die Verlängerung der 
Assoziierungsabkommen zwischen der Gemeinschaft und diesen Ländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG, 
insbesondere auf Artikel 238, 
auf Empfehlung der Kommission, 
nach Stellungnahme des Parlaments und 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Assoziierungsabkommen mit dem Königreich 
Marokko und der Tunesischen Republik laufen am 
31. August 1974 ab. 

Diese Abkommen sehen in Artikel 14 Absatz 2 
die Einleitung von Verhandlungen im Hinblick auf 
den Abschluß neuer Abkommen auf erweiterter 
Grundlage vor; die zu diesem Zweck eingeleiteten 
Verhandlungen haben noch zu keinem Ergebnis 
geführt, und auf jeden Fall könnten die neuen Ab- 
kommen nicht am 1. September 1974 in Kraft treten. 


Anhang 

Die Assoziierungsabkommen zwischen der Gemein- 
schaft und dem Königreich Marokko / der Tunesi- 
schen Republik sollen bis zum Inkrafttreten der 


Bis die neuen Abkommen in Kraft treten, emp- 
fiehlt es sich, Verhandlungen einzuleiten, um die 
derzeitigen Abkommen zu verlängern — 


BESCHLIESST: 


Einziger Artikel 

Die Kommission wird ermächtigt, Verhandlungen 
im Hinblick auf den Abschluß der Abkommen mit 
der Regierung des Königreichs Marokko / der Regie- 
rung der Tunesischen Republik zur Verlängerung 
der derzeitigen Assoziierungsabkommen einzuleiten. 

Sie führt diese Verhandlungen nach den im Anhang 
aufgeführten Weisungen, Vertreter der Mitglied- 
staaten nehmen daran als Beobachter teil. 


neuen Abkommen, höchstens aber bis zum 
31. August 1975, auf erweiterter Grundlage ver- 
längert werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. Juli 1974 - 1/4 - 680 70 - E - As 18/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der Regelung für den 
Warenverkehr mit Tunesien über den Ablauf des Assoziierungsabkommens hinaus 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG, 
insbesondere auf Artikel 43 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Parlaments und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Tunesischen Republik, das am 28. März 
1969 in Tunis unterzeichnet und mit Verordnung 
(EWG) Nr. 1468/69^) geschlossen wurde, läuft am 
31. August 1974 ab. 

Verhandlungen über die Verlängerung dieses 
Abkommens sind im Gang. 

Bis diese Verlängerung erfolgt, muß die Rege- 
lung, die die Gemeinschaft für den Warenverkehr 
mit Tunesien im Rahmen der Assoziation mit die- 
sem Land anwendet, verlängert werden — 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 198 
vom 8. August 1968, S. 1 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

I Zur Festlegung der Bestimmungen für den 
I Warenverkehr mit Tunesien wird davon ausge- 
' gangen, daß das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Tunesischen Republik über 
I den 31. August 1974 hinaus in Kraft bleibt. 

; Zu diesem Zweck wird insbesondere Artikel 14 
i Abs. 1 des Abkommens, der dessen Dauer auf fünf 
Jahre begrenzt, ebenso wie der Wortlaut „bis 
31. August 1974" in Artikel 5 Abs. 5 des am 
28. Februar 1973 in Brüssel Unterzeichneten und mit 
Verordnung (EWG) Nr. 2286/73 ^) geschlossenen 
Protokolls zu diesem Abkommen nicht berücksich- 
; tigt. 

A r t i k e 1 2 

I Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
j Kraft. Sie gilt bis zum 31. August 1975. 

; Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
I lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2) Die Ratifizierung ist in Kürze zu erwarten. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der Regelung für den 
Warenverkehr mit Marokko über den Ablauf des Assoziierungsabkommens hinaus 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG, 
insbesondere auf Artikel 43 und 113, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Parlaments und 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Königreich Marokko, das am 31. März 
1969 in Rabat unterzeichnet und mit Verordnung 
(EWG) Nr. 1469^) geschlossen wurde, läuft am 
31. August 1971 ab. 

Verhandlungen über die Verlängerung dieses Ab- 
kommens sind im Gang. 

Bis diese Verlängerung erfolgt, muß die Rege- 
lung, die die Gemeinschaft für den Warenverkehr 
mit Marokko im Rahmen der Assoziation mit die- 
sem Land anwendet, verlängert werden — 


1) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 197 
vom 8. August 1969, S. 5 


Begründung 

1. Die Assoziierungsabkommen mit Marokko und 
Tunesien, die für eine Dauer von fünf Jahren ge- 
schlossen wurden und am 1. September 1969 in 
Kraft getreten sind, laufen am 31. August 1974 ab. 

Diese Abkommen sahen die Einleitung von Ver- 
handlungen im Hinblick auf den Abschluß neuer 
Abkommen auf erweiterter Grundlage für Septem- 
ber 1972 vor. 

Die im Juli 1973 aufgenommenen Verhandlungen 
haben noch zu keinem Ergebnis geführt, auf jeden 
Fall ist aber klar, daß die neuen Abkommen nicht 
am 1. September 1974 in Kraft treten können. 

2. Die Gemeinschaft müßte daher so bald wie mög- 
lich mit Marokko und Tunesien Abkommen schlie- 
ßen, durch die die derzeitigen Assoziierungsabkom- 
men bis zum Inkrafttreten der neuen Abkommen, 
höchstens aber für die Dauer eines Jahres, ver- 
längert werden, denn nur die Verlängerung dieser 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

! Zur Festlegung der Bestimmungen für den Waren- 
verkehr mit Marokko wird davon ausgegangen, daß 
das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Königreich Marokko über den 31. August 
I 1974 hinaus in Kraft bleibt. 

Zu diesem Zweck wird insbesondere Artikel 14 
Abs. 1 des Abkommens, der dessen Dauer auf fünf 
I Jahre begrenzt, ebenso wie der Wortlaut „bis 
I 31. August 1974'' in Artikel 5 Abs. 5 des am 2. März 
1973 in Brüssel Unterzeichneten und mit Verord- 
I nung (EWG) Nr. 2285/73 geschlossenen Protokolls 
; zu diesem Abkommen nicht berücksichtigt. 

i 

I Artikel 2 

i 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. Sie gilt bis zum 31. August 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

I 

I 2 ] Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 239 
■ vom 27. August 1973, S. 1 


Abkommen würde es ermöglichen, die handelspoli- 
I tischen Errungenschaften der derzeitigen Abkom- 
men, ihren Gegenseitigkeitscharakter sowie das 
Leben und die Institutionen der beiden Assozia- 
I tionen zu erhalten. 

; 3. Für den Fall, daß die Verlängerungsabkommen, 

! die eine Verhandlung mit den assoziierten Ländern 
I und vor Abschluß eine Anhörung des Europäischen 
Parlaments erfordern, nicht am 1. September 1974 
i in Kraft treten können, unterbreitet die Kommis- 
sion dem Rat außerdem einen Vorschlag einer 
j Regelung, die darauf abzielt, die Handelsregelung 
; der derzeitigen Abkommen einseitig zu verlängern. 

j In diesem Fall würden die assoziierten Länder auf- 
I gefordert, gleichzeitig die erforderlichen Maßnah- 
men zu treffen, um ihrerseits die zugunsten der 
Gemeinschaft vereinbarten Konzessionen aufrecht- 
zuerhalten. 


4 



